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Zusammenfassung: Die Repräsentation von Verbraucherinteressen in Deutschland weist eine 
unzureichende Beteiligung der Verbraucher auf. Gleichzeitig wird die Informationsfunktion von 
Repräsentanten im politischen Entscheidungs prozess zu wenig genutzt. Die daraus resultierenden 
Legitimationsprobleme der Interessen vertretung sowie mögliche Fehlschlüsse bei der Determinie-
rung des verbraucherpolitischen Schutzniveaus werden anhand aktueller Fallbeispiele aufgezeigt. 
Repräsentation erfordert die Kenntnis der Interessen der Verbraucher. Angesichts der Heterogeni-
tät der Interessen ist zur Konkretisierung eines Entscheidungsrahmens, der über einen normativen 
Grundkonsens der Verbraucherinteressen hinausgeht, in der Praxis eine direkte lösungsorientierte 
Präferenzermittlung erforderlich. Dazu sollten insbesondere auch die Möglichkeiten neuer Kommu-
nikations- und Partizipationsprozesse genutzt werden. Es sollten aber ebenso Anreize zur Informa-
tionserhebung und -bereitstellung für verbrauchernahe Institutionen geschaffen werden. Dieser 
Maßnahmenmix würde eine legitimiertere Repräsentation der Interessen und eine differenzierte 
bedarfsgerechte Instrumentgestaltung des Verbraucherschutzes erlauben.

Summary: The representation of consumer interests in Germany shows an insuffi cient consumer 
participation. Coincidentally, the political decision making process profi ts too little from the informa-
tive function of consumer interest groups. This article will demonstrate on the basis of current case 
studies the consequences both for the legitimisation of interest representation and possible false 
conclusions on the level of consumer protection. Consumer representation requires the knowledge 
of consumer interests. Taking an increased heterogeneity of the preferences into consideration, it is 
particularly important to carry out a target-orientated preference identifi cation to deduce a frame for 
political decisions beyond a normative fundamental consensus. In doing so, the possibilities of new 
communication instruments should be considered. One should also create incentives to collect and 
to provide information on the level of institutions close to consumers. This mix of actions would allow 
for a more legitimate representation of consumer interests and also a differentiated composition of 
consumer protection instruments.

Einleitung1 

Die zentrale Herausforderung für die Verbraucherpolitik stellt die an den Bedürfnissen 
der Konsumenten orientierte Ausgestaltung des verbraucherpolitischen Instrumentariums 
dar. Es ist ein Schutz niveau festzulegen, das die Situation der „naiven“ Konsumenten ver-
bessert, ohne anderen Konsumenten zu schaden, die in der Lage sind, ihre Präferenzen 
unter den existierenden Marktbedingungen zu erfüllen. Das Ziel ist vereinfacht zu nächst 
ein positiver Nettoeffekt der Maßnahmen für beide Konsumentengruppen und damit ein 
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Wohlfahrtsge winn1 (Rischkowski et al. 2008: 307). Aufgrund der großen Zahl an (poten-
tiell unorganisierten) Konsumenten, die einer weitaus geringeren Anzahl an Unternehmen 
gegenüber stehen, ist die Notwendigkeit einer Repräsentation der Verbraucherinteres-
sen zu prüfen. Repräsentation bedeutet die Vertretung gegenüber den Unternehmen, vor 
allem aber auch gegenüber dem Staat, der Rahmenbedingungen setzt. Mit der Abgabe der 
Vertretungs macht der eigenen Interessen ist die Repräsentation aber auch ein Unsicher-
heitsfaktor hinsichtlich der Art der Wahrnehmung dieser Interessen verbunden.

Die Frage nach der adäquaten Repräsentation von Verbraucherinteressen ist nicht neu, wie 
die Diskussion in der Literatur insbesondere in den 70er und 80er Jahren unterstreicht (Na-
del 1971, Scherhorn 1975, Stauss 1980, Schatz 1984, Hornsby-Smith 1985). Es ergibt sich 
jedoch in mehrfacher Hinsicht die Relevanz einer Neubewertung der Repräsentationspro-
zesse sowie der institutionellen Strukturen der Verbraucherpolitik: zum einen vor dem 
Hintergrund der Weiterentwicklung der ökonomischen Theorie von Interessengruppen 
(Van Winden 1999), zum anderen in Anbetracht der aktuellen politikwissen schaftlichen 
Diskus sion zur Beteiligung von Interessengruppen in der Demokratie (Kleinfeld et al. 
2007, Klintman 2009). Letztlich ver langen auch veränderte Kommunikations- und 
Partizipationsmög lichkeiten in der Informationsgesellschaft nach einer Neubewertung, 
insbesondere der mit der Repräsentation verbundenen Informationsprozesse. An dieser 
Stelle setzt der Beitrag an, mit dem Ziel zu diskutieren, wie Informationsprobleme auf der 
Ebene der Repräsentation zu ineffi zienten Regulierungsergebnissen führen und welche 
Maßnahmen diese Probleme reduzieren können.

Im Folgenden wird zunächst anhand vorwiegend ökonomischer, aber auch politikwissen-
schaftlicher Ansätze eine Bestimmung der Verbraucherinteresse vorgenommen.  Diesen 
bilden die Grundlage für die Analyse der von der Theorie vorgegebenen Optionen der 
Interes sen vertretung und der Bewertung des Status quo der verbraucherpolitischen 
Interessenrepräsen tation. Es werden dabei auch die Folgen einer zunehmenden Hetero-
genität der Präferenzen diskutiert. Abschließend werden Empfehlungen für Reformen, 
insbesondere zur Partizipation und effi zienten Gestaltung der Informationsprozesse der 
Repräsentation, herausgearbeitet.

Zwischen Heterogenität und Gemeinwohl – Die Verbraucher 2 
und ihre Interessen

Die Defi nition des Verbraucherinteresses ist zentral für diese Arbeit, denn nur auf die-
ser Grundlage können adäquate Konzepte zur Repräsentation herausgearbeitet werden.2 
Diese Defi nitionsaufgabe ist jedoch komplex, und die Forschung zum Konsumenten-
interesse kommt zu unterschiedlichen Herangehensweisen und Ergebnissen.3 Die Aus-

1 Hinsichtlich des Begriffs der gesellschaftlichen Wohlfahrt wird von einem an den individuellen Wohlfahrtsver-
änderungen orientierten Konzept ausgegangen. Grundlage ist die an den individuellen Präferenzen ausgerich-
tete ordinale Nutzentheorie, sodass sich als Ausdruck der gesellschaftlichen Wohlfahrt W = (U1, U2, …, UH) er-
gibt, mit Uh als Nutzenfunktion, die ordinale Präferenzen für Individuen h repräsentiert. Ein Wohlfahrts gewinn 
liegt vor, wenn die gesellschaftliche Wohlfahrt in einem ökonomischen Zustand höher ist als in einem anderen 
(Ahlheim 1998).
2  Zur Bedeutung der Interessenidentifi zierung für den politischen Entscheidungsprozess vgl. Schatz (1984).
3 Zur inhaltlichen Differenzierung der Verbraucherinteressen vgl. für unterschiedliche Sichtweisen exempla-
risch  Schooler (1982: 166), der konkret den funktionierenden Wettbewerb als Kernpunkt des Verbraucher-
interesses hervorhebt, im Gegensatz zu Männel (1964: 5 ff.), der ein übergeordnetes Verbraucherinteresse der 
Bedarfs deckung als zentral ansieht. Scherhorn (1975) hingegen sieht das Verbraucherinteresse vor allem im 
Machtausgleich füe die benachteiligten Konsumenten und Anbieter. 
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einandersetzung mit dem Verbraucherinteresse stellt auch vor dem Hintergrund der in den 
letzten Jahren erfolgten Ver änderungen der Markt bedingungen, beispielsweise in neu libe-
ralisierten Märkten, einen wichtigen Analyseschritt dar. Die Aktualität dieser Debatte wird 
nicht zuletzt durch den Bei trag von Brobeck (2006) unterstrichen, der hervorhebt, dass es 
den Interessenvertretern an Selbstkritik fehlt bei der Überprüfung, inwiefern ihre Position 
und eine Politikmaßnahme wirklich das Ver braucherinteresse voranbringen.

Hinsichtlich der Defi nition der Verbraucherinteressen und deren Repräsentation ergeben 
sich aus theoretischer Sicht zwei Fragen: Zum einen ist offen, ob aus der theoretischen 
Perspektive von einem Interesse der Konsumenten ausgegangen werden kann. Zum ande-
ren ist zu fragen, wie sich das Interesse des Individuums zum Interesse der Gesellschaft 
verhält. Hinsichtlich der Frage der Homogenität der Präferenzen der Verbraucherseite 
wird das einfache mikro ökonomische Haushaltsmodell als Referenzfall betrachtet. Bei 
diesem zeigen sich die unter schiedlichen Präferenzen der Individuen entsprechend in ih-
ren ebenfalls individuell variierenden Nutzenfunktionen, die zur Wahl unterschiedlicher 
Güterbündel oder Güter qualitäten führen. Es besteht somit aus ökonomischer Sicht zu-
nächst kein Anlass, von der Annahme homogener Präferenzen auf der Konsumentenseite 
auszugehen.

Überprüft man das Verhältnis von Verbraucherinteresse und „öffentlichem Interesse“, steht 
man vor einem schwierigen, aber notwendigen Abgrenzungsproblem (Brobeck 2006). Das 
öffentliche Interesse ist dabei die Aggregation der Einzelinteressen der Bürger, es geht 
jedoch vielfach darüber hinaus und bedarf einer objektiven Methode der Determinierung. 
Geht man vom theoretischen Idealfall eines wohlwollenden allwissenden Planers aus, so ist 
das öffent liche Interesse durch das Ziel der gesellschaftlichen Wohlfahrtsmaximierung be-
stimmt. Dabei fi nden beispielsweise auch die externen Effekte des individuellen Handelns 
Berücksichtigung. In Abgrenzung zum Verbraucherinteresse ist jedoch nun zu bedenken, 
dass ausgehend von der vereinfachten Defi nition von Lewis (1938: 98) die Verbraucher 
neben den Kapital besitzern und Arbeitskräften eben nur eine der ökonomischen Gruppen 
darstellen, die das öffentliche Interesse bilden. Bei der Mehrheit der Entscheidungen ist 
damit eine voll ständige Interessen kongruenz zwischen Verbrauchern und dem staatlichen 
Entscheidungsträger nur als Grenzfall anzusehen. Und auch in der Praxis in einem aus 
der Verfassung abgeleiteten politischen Handlungsrahmen ist der Staat zu Abwägungs-
entscheidungen gezwungen: inner halb des Politikfelds der Verbraucherpolitik zu Abwä-
gungen zwischen den unterschiedlichen Interessen der Verbraucher. Und bei einer gesamt-
gesellschaftlichen Perspektive werden Abwägungen vor allem zwischen den Interessen 
der Verbraucher und der Unternehmen, aber auch von anderen möglichen Zielen, wie bei-
spielsweise der Nachhaltigkeit, notwendig. Nach Einschätzung des Autors sollte zu diesen 
Entschei dungen eine wissen schaftlich fundierte Ordnungs- beziehungsweise Verbraucher-
politik nur auf der Basis von Effi zienz-, nicht aber von Gerechtigkeitserwägungen eine 
Beurteilung vornehmen. Andernfalls würde ein verteilungs politisches Werturteil verlangt, 
das in diesem Kontext die Politik zu treffen hat, nicht jedoch die ökonomische Wissen-
schaft.4 Der unten analysierte komplexe Konfl ikt um einen „gerechten“ Milchpreis – und 
die begrenzte ordnungspolitische Beurteilungsmöglichkeit – ist als Beispiel zu sehen.

4 Zur Position einer wissenschaftlich fundierten Ordnungspolitik in Bezug auf Empfehlungen für die Politik 
siehe auch Vanberg  (2000) und Pies  (2000) sowie Fuest  (2006) zur Frage der Werturteile in der wissenschaft-
lichen Analyse. Die Gerechtigkeitserwägungen zeigen sich in der notwendigen Spezifi zierung einer gesell-
schaftlichen Wohlfahrtsfunktion, worauf die ordinale Nutzentheorie keine objektive Antwort geben kann (Ahl-
heim 1998: 557). Die Frage der Werturteilsfreiheit in der Ökonomie wird jedoch gerade vor dem Hintergrund 
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Es wird darauf verzichtet, einen wie in Stauss (1980: 32) zusammengefassten Überblick 
über die unterschiedlichen genauen Spezifi zierungen des Verbraucherinteresses zu geben, 
da sich weder aus theoretischen noch aus praktischen Erwägungen ein einheitliches Ver-
braucherinteresse herleiten lässt (Schatz 1984, Mayer et al. 1997). Vielmehr ist bei der 
Interessenbestimmung das Postulat der Konsumenten souveränität in Erinnerung zu ru-
fen. Denn letztlich ist es eine ordnungspolitische Fragestellung, inwiefern sich der Staat 
und Verbände anmaßen, das Verbraucher interesse zu kennen, was auch die Legitimati-
on zur Mit wirkung an der Interessenbestimmung betrifft. Aus der Perspektive einer ord-
nungspolitisch fundierten Ver braucherpolitik sei hier Zurückhaltung geboten. Denn so 
wie die Konsumentensouveränität im Hinblick auf die Interessen von Konsumenten und 
Produzenten im Marktprozess die Konsumentscheidungen „zum Regler des wirtschaft-
lichen Prozesses macht“ (Vanberg 1997: 720), so sollte auch die Entscheidung über die 
Konsumenteninteres sen und deren Repräsen tation von den Konsumenten selbst ausgehen. 
Bei unvollständiger Information der Repräsentanten und politischen Entscheidungsträger 
impliziert eine detaillierte Bestimmung der Interessen durch diese Gruppen die Gefahr 
von Fehlschlüssen, wie unten noch aufge zeigt wird. Somit ist beispielsweise auch Forbes’ 
Fest stellung, dass jeder Konsument mehr Auswahl wünscht, kritisch zu bewerten (Forbes 
1987: 24). Denn mehr Auswahl muss nicht zwangsläufi g zu einem näher an den Präfe-
renzen liegenden Entscheidungsergebnis führen. Durch die realistische Berücksichtigung 
von Suchkosten ist die Vergrößerung der Auswahl menge zusätzlich kritisch zu bewerten.

Zur praktischen Lösung der Beurteilung, ob eine bestimmte Regelung, beispielsweise ein 
Mindestqualitätsstandard, den Verbrauchern dienlich ist, verhilft das Kriterium der frei-
willigen Zustim mung (Vanberg 1997).5 Als Möglichkeit der notwendigen Operationali-
sierung, was dem Verbraucherinteresse dient, sei auf den von Brobeck (2006: 178) und 
Mayer et al. (1997) vorgeschlagenen Bezug zu den vier in Anlehnung an Kennedy (1962) 
formulierten Konsumentenrechten Wettbe werb, Repräsentation, Information und Wieder-
gutmachung ver wiesen. Diese Konkretisierung folgt dem von Pies (2000: 368) dargestell-
ten Ansatz, bei gegebenen konfl igierenden Handlungs interessen gemeinsame Regelinte-
ressen heraus zuarbeiten, die auf die „wechselseitige Besser stellung aller Bürger abzielen“. 
Es werden somit nicht bestimmte Handlungsziele und Markt ergebnisse defi niert, sondern 
vielmehr die abstrakten Interessen durch Marktregeln näher bestimmt. Nachvollziehbar 
ergänzt werden diese Rechte durch den Zugang zu existenzsichernder Infrastruktur (zum 
Beispiel Trink wasser) sowie durch den Wunsch nach dem niedrigsten Preis für die den 
Präferenzen ent sprechende Qualität anstatt eines höchsten Qualitätsniveaus. Diese Rechte 
stehen in einem engen Bezug zu den demokratisch anerkannten Wertprinzipien unserer 
Verfassung, was die Relevanz und die Legitimation unterstreicht.

Mit diesem Ansatz der Ableitung verschiedener Rechte der Verbraucher wird ein Ver-
such der Bestimmung des Verbraucherinteresses unternommen. Er löst nicht voll ständig 
das Entschei dungsdilemma der Repräsentanten, und aufgrund von Informations- und 
Abgrenzungs problemen sollte der Ansatz nicht unkritisch gesehen werden. Er kann jedoch 
zusammen mit Instrumenten zur Schaffung einer guten Informationsbasis über systema-
tisch abweichende individuelle Präferenzen und der Kosten-Nutzen-Bewertung der staat-

der zahlreichen von der Politik in der Realität vorgegebenen Ziele wie Gerechtigkeit, Chancengleichheit und 
Nachhaltigkeit kontrovers diskutiert. 
5 In Bezug auf die Konsumenten ist die Freiwilligkeit der Zustimmung letztlich in der Akzeptanz eines Tauschs 
auf Märkten durch alle Beteiligten oder die Akzeptanz eines Regelungsrahmens einer Gruppe durch die freiwil-
lige Mitgliedschaft des Individuums sichtbar.
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lichen Eingriffe6 einen politischen Ent scheidungsrahmen darstellen (Brobeck 2006). Und 
ein wissenschaftlich abgeleiteter praktischer Entscheidungsrahmen ist Grundvorausset-
zung für die Wahrnehmung der Repräsentationsaufgabe. Im folgenden Abschnitt werden 
Instrumente zur Beeinfl ussung des Informationsprozesses dargestellt, die einen Beitrag 
zur empirischen Absicherung des Interessenbegriffs und dessen Artikulation leisten.

Repräsentation von Verbraucherinteressen in Deutschland 3 
und Maßnahmen zur Optimierung

Ausgehend von der Schwierigkeit der Bestimmung des Verbraucherinteresses verfolgt die-
ser Abschnitt drei Ziele: Zum einen sind die institutionellen Optionen für eine Repräsen-
tation der Verbraucher zu prüfen. Zum anderen sollen durch eine Analyse der Strukturen 
und Prozesse Defi zite in der aktuellen Praxis herausgearbeitet werden. Im dritten Schritt 
werden schließlich konkrete Empfehlungen abgeleitet. Eine Bewertung erfordert Beur-
teilungskriterien für eine optimale Repräsentation von Interessen. Dazu seien analog zu 
Scherhorn (1975) und Stauss (1980) zunächst die Kriterien der Legitimation wie auch der 
Durchsetzbarkeit herangezogen. Diese werden im Folgenden näher bestimmt und auf den 
Status quo der Repräsentation von Verbraucherinteressen in Deutschland ange wendet.

Bewertungsmaßstab für die institutionelle Repräsentation 

In Bezug auf die Legitimation der Interessenvertretung sind zwei Aspekte zu unterschei-
den: zum einen die ordnungspolitische Sicht der Notwendigkeit der Repräsentation per 
se und zum anderen die Überprüfung der Legitimation im Sinne einer Partizipationsmög-
lichkeit der Ver braucher hinsichtlich der Bestimmung der Gruppeninteressen. Vor dem 
Hintergrund der unten betrachteten etablierten institutionellen Struktur zur Vertretung von 
Verbraucherinteressen mag die Analyse der Notwendigkeit der Repräsentation trivial er-
scheinen. Dies ist sie aber keineswegs, denn aus theoretischer Sicht lässt sich die These ab-
leiten, dass es aus drei Gründen gar keine spezialisierten Institutionen wie Verbraucherver-
bände zur Interessen artikulation geben müsste: Erstens, ausgehend von der neoklassischen 
Modellwelt, sollten die Präferenzen der Verbraucher über den Marktmechanismus und 
unter Ausnutzung der Informationsfunktion von Preisen zur Geltung kommen. Zweitens 
ist zu überprüfen, warum Verbraucher nicht selbst ihre Interessen vertreten und drittens 
stehen im politischen System auch andere Institutionen, zum Beispiel der Staat und Par-
teien, zur Verfügung (Abbildung 1).

Hinsichtlich der ersten Möglichkeit, der Regelung über den Markt, wurde jedoch hinrei-
chend analysiert, dass die Konsumentscheidungen, vor allem aufgrund von Wettbewerbs- 
und Informationsunvollkommenheiten, nicht optimal in Bezug auf die Präferenzen der 
Individuen sind. Die individuellen Entscheidungen können damit nicht die im Sinne des 
„Steuerungs ideals“ der Konsumentensouveränität vorgesehene Rolle als „letztendlicher 
Regler des wirtschaft lichen Prozesses“ (Vanberg 2003: 54) einnehmen. Ohne die Infor-
mations- und Repräsentationsfunktion des Marktes zu ver werfen, muss anerkannt werden, 
dass diese nur teilweise gewährleistet ist. Als ein erstes Kriterium der Repräsentation der 

6 Eine Bewertung von Kosten und Nutzen von verbraucherpolitischen Instrumenten ist von Relevanz, um ei-
nen Vergleich mit dem Kriterium der Wohlfahrtsveränderung vorzunehmen.
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Verbraucher interessen ist somit aus ordnungs politischer Sicht die Frage der Notwendig-
keit des Markteingriffs zu stellen: Nur dort, wo es zu Marktversagen kommt, entsteht die 
Legitimation für eine institutionelle, nichtmarkt gebundene Repräsentation der Verbrau-
cherinteressen.

Die Legitimation für spezielle Institutionen ist auch vor dem Hintergrund der Kollektivgut-
eigenschaften der Interessenrepräsentation und den Besonderheiten dieser Gütereigen-
schaft zu sehen. Olson (1968) hat die erschwerten Bedingungen für eine Bereitstellung 
dieses Gutes und für die Organisierbarkeit der Interessen aufgezeigt. Insbesondere die 
Größe von Verbrauchergruppen und die nicht vorhandene Exklusivität der Interessenver-
tretung wirken der Selbstorganisation der Verbraucher entgegen.7 Mit diesen Organisa-
tions- und Finanzierungsschwierigkeiten verbunden ist auch eine eingeschränkte Durch-
setzbarkeit von Interessen, was letztlich zusammen mit den zuvor genannten Punkten als 
Erklärung für die vor herrschende Fremdorganisation beispielsweise durch spezialisierte 
Verbraucherverbände spricht. Als dritter Unterpunkt der Legitimation ist die Wahrneh-
mung der Repräsentation direkt durch den Staat beziehungsweise durch die Parteien zu 
überprüfen. Beide Optionen werden nachfolgend vorgestellt.

Wie oben erwähnt, betrifft der zweite Aspekt des Legitimationskriteriums die Partizipati-
on am Entscheidungsprozess und damit eine partizipative Demokratieauffassung (Stauss 
1980). Gerade bei über einen Grundkonsens hinausgehenden heterogenen Interessen der 
Verbraucher ist die Kongruenz der Konsumenteninteressen mit den Interessen, die durch 
Repräsentanten vertreten werden, zu überprüfen. Hornsby-Smith (1985: 292) formuliert 
beispielsweise die These, dass Verbraucher repräsentanten primär die Interessen der bereits 
gut informierten Mittelklasse vertreten. Das Innenverhältnis der Interessenrepräsentation 
wird aus ökonomischer Perspektive vor allem durch die Principal-Agent-Theorie analysiert 
(Rowley 1994, Vaubel 2006). Diese Theorie bietet Anknüpfungspunkte für das Verhältnis 
zwischen Verbraucher (Prinzipal) und politischen Repräsentanten beziehungsweise Inte-
ressengruppe (Agent). Kernpunkt dabei ist die Betrachtung der Anreize für den Agenten 
zur Vertretung einer bestimmten Position und der Auswirkungen auf das Ergebnis, was bei 

7 In Abgrenzung zur Selbstorganisation wird Fremdorganisierung von Scherhorn (1975: 107) als von Perso-
nen oder Institutionen wahrgenommene Vertretung von Interessen aufgefasst, „ohne daß Verbraucher diesen 
Prozeß direkt beeinfl ussen können“.

Abbildung 1

Legitimation von verbraucherpolitischen Interessengruppen
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der weiteren Analyse wieder aufgenommen wird. Das Kriterium der Partizipation an der 
Entscheidungsfi ndung berührt damit letztlich nicht nur die Legitimation, sondern auch die 
Kontrolle der Interessenvertretung.

Neben der Legitimation wird als zweites Beurteilungskriterium die Durchsetzbarkeit der 
Interessen herangezogen. Es wird dabei untersucht, ob es im politischen Wettbewerb ge-
lingt, die Interessen der Verbraucher vor dem Gesetzgeber zu artikulieren und gegenüber 
den Interessen anderer Gruppen durchzusetzen und welche Faktoren die Durchsetzbar-
keit beeinfl ussen.8 Verein facht ist das Kriterium der Durchsetzbarkeit als erfüllt aufzu-
fassen, wenn es gelingt, eine Entscheidung, die den abgeleiteten Minimalkonsens des 
Verbraucher interesses verletzt, so zu beeinfl ussen, dass die Entscheidung entsprechend 
diesem Minimalkonsens ge ändert wird. Die Aufhebung einer durch staatliche Privilegien 
für einzelne Unternehmen sich ergebenen Wettbewerbsbeschränkung ist als eine solche 
durchgesetzte Veränderung im Sinne des Verbraucherinteresses anzusehen.

Beide vorgestellten Kriterien erscheinen aus Sicht der Verbraucher intuitiv berechtigt. Zu 
prüfen ist aber, ob nicht ein an der gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrtssteigerung9 ori-
entiertes Effi zienzkriterium wie das Pareto-Optimum herangezogen werden sollte. Dafür 
sprechen zwei Gründe: Erstens nehmen Individuen beispielsweise als Verbraucher, Arbeit-
nehmer, Sparer oder Kreditgeber verschiedene Rollen im Wirtschafts system wahr. Daher 
kann eine reine Durchsetzung der Verbraucherinteressen negative Effekte auf das Individu-
um und die gesellschaftliche Wohlfahrt haben. Zweitens hat die ökonomische Theorie zum 
Rent-Seeking10 gezeigt, dass dieses zu Wohlfahrtsverlusten führen kann (Tullock 1967) 
und somit die Konzentration auf die Durchsetzungsfähigkeit nicht zum Ziel führt. Aus-
gehend von einer angenommenen Referenzsituation mit verschiedenen Marktunvollkom-
menheiten, nicht vorhandener Konsumentensouveränität, einer fehlenden Repräsentation 
der Interessen und einem durch die Produzenteninteressen geprägten Markt gleichgewicht 
führt ceteris paribus eine Repräsentation der Interessen zu einer Paretoverbesserung. Dies 
ist jedoch nur gegeben, wenn die Repräsentation optimal ist – das heißt, wenn einerseits 
die Anreizprobleme11 aufgrund des Charakters als öffentliches Gut überwunden und damit 
die Interessen gegenüber den Produzenteninteressen artikuliert und durchgesetzt werden. 
Andererseits muss die Repräsentation an den Interessen der Verbraucher orientiert und 
damit legitimiert sein. Es wird deutlich, dass Durchsetzungsfähigkeit und Legitimation 
letztlich im Kriterium der Paretoverbesserung aufgehen. Für die Analyse der institutio-
nellen Struktur werden sie damit zur genaueren Bestimmung des Pareto-Kriteriums par-
allel herangezogen.

Optionen der Repräsentation und institutionelles Arrangement in Deutschland

Ziel dieses Beitrags ist die Analyse und Bewertung der Repräsentation von Verbraucher-
interessen in Deutschland. Dabei ist die Frage, wie Interessen repräsentiert werden, in einer 
Einheit zu sehen mit der Frage, wer Interessen repräsentiert. Somit werden die Optionen 

8 Ergänzt wird die Durchsetzung durch den juristischen Weg, der Sanktionsmechanismen vor allem gegenüber 
Unternehmen beinhaltet, von dem jedoch hier abgesehen wird.
9 Zum Begriff der gesellschaftlichen Wohlfahrt siehe Fußnote 1.
10 Rent seeking bezeichnet die Investition von Ressourcen in die Verteidigung oder Erlangung von Besitzstän-
den wie beispielsweise Monopolrenten (Märtz 1990: 4).
11 Resultierend aus der besonderen Gütereigenschaft von Repräsentation bestehen insbesondere geringe 
Anreize der Unterstützung und Finanzierung der Repräsentation durch das einzelne Individuum.
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des institutionellen Arrangements aufgezeigt und dabei auch Probleme der Interessenwahr-
nehmung anhand von Fallbeispielen analysiert.

Parteien und Staat als Repräsentanten der Verbraucher

Grundsätzlich äußern in unserer parlamentarischen Demokratie die Bürger zunächst durch 
ihre Wahlentscheidung ihre Präferenzen hinsichtlich des gewünschten staatlichen Han-
delns (Schatz 1984, Musgrave et al. 1994). In diesem Prozess nehmen die Parteien die zen-
trale Funktion im politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess ein. Sie können 
in der Praxis jedoch nicht alleine die Verbraucher repräsentieren, da verbraucher politische 
Fragen eher wenig Bedeutung bei Wahlentscheidungen haben.12 Zudem ist fraglich, ob 
die Verbraucher in der Lage sind, mit realistischen Kosten signifi kant unterschiedliche 
verbraucherpolitische Ziele bei den einzelnen Parteien zu ermitteln.

Eng verbunden mit den Parteien ist die Interessenwahrnehmung der Verbraucher durch den 
Staat, die sich ebenfalls auf die große Schnitt menge zwischen Verbrauchern und Wählern 
stützt. Der Staat sei hier als Entscheidungsträger in Form von Regierung, Ministerial ver-
waltung und den verbundenen Verwaltungsinstitutionen aufgefasst. Geht man von einem 
über die Ver fassung legitimierten und aus ökonomischer Perspektive dem Ziel der Maxi-
mierung der gesellschaft lichen Wohlfahrtsfunktion verpfl ichteten Staat aus, sollte auf den 
ersten Blick auch eine optimale Repräsentation der Verbraucherinteressen gewährleistet 
sein. Auf den zweiten Blick zeigt sich jedoch, dass der Staat sowohl mit einem Aggrega-
tions- als auch einem Identifi kationsproblem konfrontiert ist.13 Für das Aggregationspro-
blem, also die Zusam menfassung der heterogenen individuellen Präferenzen im Konzept 
der zu maximierenden gesellschaftlichen Wohlfahrt, ist aus ökonomischer Perspektive 
aufgrund der Grenzen der ordinalen Nutzentheorie letztlich eine politische Konvention zu 
fi nden (Arrow 1950, Ahlheim 1998). Damit sind zwangsläufi g Abwägungen verbunden, 
und es kommen ein schränkende Faktoren zum Tragen:

die in der Organisationsfähigkeit bereits oben be gründete ein fachere und größere Arti-1. 
kulationsmöglichkeit der Interessen der Unternehmen (Olson 1968),

die durch die Bürokratietheorie2. 14 aufgezeigten Eigeninteressen der Bürokraten im Ent-
scheidungskalkül des Staates (Märtz 1990) und

die nicht zu vernach lässigende Tatsache, dass der Staat auch selbst als Anbieter auftritt, 3. 
was einen Interessenkonfl ikt dar stellen kann.

Am Beispiel des Milchmarktes zeigt sich gut, dass eine alleinige Interessenvertretung 
durch den Staat für diesen vor allem mit einer schwierigen Abwägung der unterschied-
lichen Interessen verschiedener Gruppen verbunden ist und dies auf Bundesebene sogar 

12 Siehe die in der empirischen Studie von Kunz et al. (2005) aufgezeigte Dominanz von Themen wie 
„Arbeits markt“, „Gesundheit und Soziales“ und der „Rentenpolitik“ bei der Wahlentscheidung in den Bundes-
tagswahlen 1994, 1998 und 2002.
13 Das Identifi kationsproblem besteht in der Identifi kation der Auswirkungen von (staatlichen) Maßnahmen 
auf das Individuum (Ahlheim 2003).
14 Dabei ist vor allem die Gefahr in großen Organisationen zu betrachten, dass die Akteure im Rahmen einer 
Eigendynamik nicht das Allgemeinwohl, sondern ihre eigennützigen Ziele verfolgen (Fritsch et al. 2007: 80).
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innerhalb eines Ministeriums15. Ausgangspunkt für das Dilemma der staatlichen Entschei-
dungsträger in diesem bereits durch staatliche Inter ventionen geprägten Markt ist die Preis-
volatilität und das zuletzt niedrige Preisniveau für Milchprodukte in Deutschland. Dies 
führt zu Existenzängsten und klaren Forderungen nach höheren Preisen bei den Milchbau-
ern, also den Lieferanten. Hingegen erfordern die Zahlungs- und Qualitätspräferenzen der 
Verbraucher – hier ist insbesondere die Produktdifferenzierung in Frischmilch gegenüber 
länger haltbarer (Extended-shelf-life-Milch), aber bisher nicht einheitlich gekennzeich-
neter Konsummilch zu betrachten – eine differenziertere Analyse. Einer seits zeigen die 
Verbraucher unter bestimmten Bedingungen hohe Zahlungsbereit schaften, beispielsweise 
für regionale Milch mit fairen Produktionsbedingungen (Bickel et al. 2009). Andererseits 
lässt sich während der Preisanstiege in den Jahren 2007 und 2008 ein deutlicher Nach-

15 Gegenwärtig liegt die Zuständigkeit für Verbraucherpolitik in Deutschland beim Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV). Zur Zielabwägung siehe auch die Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zum Verbraucherpreis anstieg bei Milchprodukten sowie der bereits 
bei Nadel (1971: 95) erfolgte Hinweis auf die stark konkurrierenden Interessen innerhalb eines Ministeriums 
in Bezug auf den Verbraucherschutz.

Abbildung 2

Entwicklung der Verbraucherpreise und der Nachfrage für
konventionelle Frischmilch (mindestens 3,5 % Fett)
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fragerückgang erkennen und daraus der Wunsch der Verbraucher nach niedrigen Preisen 
ableiten (Michels 2008, Fahlbusch et al. 2009) (Abbildung 2).

Damit nehmen die Verbraucher tendenziell eine den Interessen der Landwirtschaft ent-
gegengesetzte Position ein. Und die Interessenkollision des Staates zu den Verbrauchern 
zeigt sich auch gut in einer Rede des Staatssekretärs des BMELV, der bereits bei Preisen 
deutlich über den Tiefständen von 2009 der Position der Landwirte entsprechend forderte, 
„die Milchpreise nachhaltig zu verbessern“ (Müller 2008). Gleichzeitig scheint die aus 
ökonomischer Sicht für eine effi ziente Regulierung erforderliche Ermittlung der von der 
Weidewirtschaft in Form von Kulturland schaftserhaltung aus gehenden positiven exter-
nen Effekte und der damit verbundenen Zahlungsbereitschaft der Konsumenten in der 
Entscheidungsfi ndung praktisch keine Rolle zu spielen. Dieses Beispiel zeigt, dass der 
Staat gerade in Situationen, in denen die Interessen bereits innerhalb eines Ministeriums 
kollidieren, auf eine adäquate Informationsbasis hinsichtlich der Verbraucherpräferenzen 
angewiesen wäre.

In der Informationsbasis steckt auch der Ansatzpunkt zur Lösung des Identifi kations-
problems, das die Aufgabe umfasst, die Auswirkungen einer Veränderung der Marktbe-
dingungen oder einer staatlichen Maßnahme auf das Wohl der Individuen zu erfassen. 
Es ist letztlich ein Problem der unvollständigen Information und ist außer für den Staat 
besonders für die Interessenvertreter der Verbraucher die zentrale Herausforderung für ei-
ne angemessene Repräsentation. Aus den bisher diskutierten Repräsentationskanälen von 
Verbraucher interessen lässt sich ableiten, dass sich weder die Parteien noch der Staat als 
Allein vertretungsebene der individuellen Verbraucherinteressen eignen. Festzuhalten ist 
aber auch, dass sich beide weitgehend durch ihre demokratische Legitimation auszeich-
nen. Gerade diese ist aber für die Interessengruppen ein Prüfstein.

Repräsentation durch Interessengruppen

Die normative Begründung einer organisierten und grup penspezifi schen Interessenver-
tretung ist die Meinungs- und Koalitionsfreiheit und die Wettbewerbsdemokratie (Märtz 
1990, Kleinfeld et al. 2007). Die positive und für die ökonomische Argumentation in die-
sem Beitrag zentrale Begründung von Interessengruppen für Verbraucher lässt sich aus 
der Informations funktion ableiten (Märtz 1990). Im Optimalfall liegt diese doppelt vor: 
Zum einen stellen die Interessenorganisationen Informationen für ihre Mitglieder bereit, 
zum anderen vermitteln sie Informationen über die Präferenzen der Verbraucher – etwa 
hinsichtlich der Auswirkungen einer Maßnahme – an die politischen Entscheidungsträger 
(Austen-Smith 1997, Van Winden 1999). Die Relevanz dieser Infor mationsfunktion ist 
zweifelsfrei vor allem dadurch gegeben, dass verbraucher politischen Interessengruppen 
im Gegensatz zu üblicherweise in der Theorie (Mueller 2003: 476) betrachteten Akteuren 
– beispielsweise Unternehmensver bänden – in der Regel nicht das Instrument der fi nan-
ziellen Einfl ussnahme zur Verfügung steht. Aus dem im Blickpunkt stehenden Informati-
onsvorteil der Interessengruppen resultiert auch der Anreiz, diese an Entscheidungen zu 
beteiligen. Inwiefern diese Informationsfunktion aber überhaupt in der Realität gegeben 
ist, wird im folgenden Abschnitt untersucht.

In der Praxis ist die Vertretung der Verbraucher in Deutschland durch eine Arbeitstei-
lung verschiedener Institutionen mit ganz unterschiedlichen Aufgaben geprägt. In die-
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sem Institutionenmix fi nden sich einerseits die Parteien, andererseits der Staat, staatliche 
 Kontrollinstitutionen und die Wettbe werbsbehörde, das Bundeskartellamt. Bei der zuletzt 
genannten Institution handelt es sich nicht um eine (unmittelbare) Behörde des Verbrau-
cherschutzes, sie kann aber über den Schutz des Wettbewerbs eine wichtige Funktion beim 
Schutz der Verbraucherinteressen im Marktprozess wahrnehmen, wie nicht zuletzt die 
Überprüfung der Märkte für Energie oder auch für Molkereiprodukte aktuell zeigt. Dane-
ben spielen die verschiedenen verbraucher spezifi schen Interessengruppen und Verbände 
mit den Verbraucherzentralen und ihrem Bundesverband (vzbv) die zentrale Rolle der 
Interessenrepräsentation auch gegenüber den zuvor genannten Institutionen. In Ergänzung 
zu diesen entsprechend ihrer Satzung breit aufgestellten Verbraucherzentralen existieren in 
Deutschland eine ganze Reihe von Interessengruppen mit spezialisierten Arbeitsgebieten 
wie „Die Verbraucher Initiative e. V.“, „Foodwatch“, der ADAC oder der Mieterverein.

Aus theoretischer wie praktischer Perspektive ergeben sich für die Repräsentation zwei 
Probleme: (1) die Heterogenität der Interessen der Verbraucher und die negativen Aus-
wirkungen der fehlenden Homogenität auf die Organisierbarkeit der Interessen und 
auch die Legitimation der Interessenvertretung an sich. Damit verbunden ist (2) das 
informations ökonomische Problem der Wahrnehmung der Verbraucherpräferenzen durch 
die Repräsentanten. Diese Informationen sind für Handlungsempfehlungen notwendig, 
die jenseits des zuvor abgeleiteten Grundkonsenses der Verbraucherinteressen liegen, 
beziehungsweise diesen in der Praxis konkretisieren. Eine mögliche Ursache dieses In-
formationsproblems ist in der Praxis in der Selbst selektion der Informationen über die 
Präferenzen zu sehen. Danach werden Verbraucher beispielsweise die Verbraucherzen-
tralen nur über die Probleme im Markt informieren, die sie selber wahr nehmen können 
(Nadel 1971: 99 f.). Damit bleibt der Informationsprozess unvollständig, was Einfl uss 
auf die Entscheidungsgrundlage der Repräsentanten hat. Zweifellos sind diese offenbar-
ten und wahrgenommenen Probleme aber eine äußerst wichtige Informationsquelle und 
ein Alleinstellungsmerkmal der Verbraucherorganisationen innerhalb der institutionellen 
Struktur. Um diese Funktion zu stärken, sollten jedoch Instrumente zur Optimierung und 
Ergänzung dieses Informationsprozesses zwischen Verbrauchern und Repräsentanten ge-
prüft werden. Eine Heraus forderung erwächst daneben auch aus der zeit lichen Instabilität 
der Interessen der Verbraucher (Volz 1966, Stauss 1980) – eine in ökonomischen Analysen 
oft vernachlässigte Fragestellung. Darüber hinaus wird die Legitimation der Repräsenta-
tion insbesondere im Hinblick auf die Beteiligung der Verbraucher an der Entscheidungs-
fi ndung der Interessengruppe untersucht.

Hinsichtlich des erwähnten Problems der Heterogenität der Interessen ist auch die These 
einer Zunahme in den letzten Jahren zu prüfen. Für eine Bestätigung dieser These spricht, 
dass sich aus gehend von dem Referenzzustand der 80er Jahre in den letzten Jahr zehnten, 
und insbesondere durch die Informationsgesellschaft, sowohl die Anzahl der verfüg baren 
Güter als auch die Zugangsmöglichkeiten der Konsumenten zu den Gütern deutlich er-
höht haben.16 Sozial wissenschaftliche Quellen (Burgmer 2003, Wehrmann 2007, Lamla 
2008) stellen daneben für eine Bestätigung der These die zu diskutierenden generellen 
gesellschaftlichen Trends zu einer verstärkten Individualisierung und Pluralisierung in der 
Gesellschaft heraus. Die konkreten Folgen zeigen sich in einem zunehmenden Informati-

16 Beispielsweise hat sich allein die Anzahl der Neuerscheinungen auf dem deutschen Buchmarkt in den letz-
ten Jahren kontinuierlich und deutlich erhöht (Börsenverein 2008). Hinzu kommen veränderte Absatzwege 
über das Internet, die auch die Verfügbarkeit ausländischer Titel auf dem deutschen Markt vereinfachen und 
Publikationsverfahren wie „Books on demand“, die das Marktangebot und letztlich die Präferenzen verändern.
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onsproblem der Repräsentanten, was bei der Ableitung eines über den Grundkonsens der 
Verbraucherinteres sen hinausgehenden Handlungsrahmens von Relevanz ist und in den 
hier dargestellten Beispielen eine zentrale Rolle einnimmt. Neben der Legiti mation ist 
dabei auch das Kriterium der Durchsetzbarkeit tangiert, denn eine größere Hetero genität 
der Gruppe wird über die gesunkene Legitimation zu einem geringeren politischen Ein-
fl uss führen (Van Winden 1999: 13). Für die Repräsentation ist zu prüfen, wie vor dem 
Hintergrund dieser These der zunehmenden Heterogenität der Präferenzen die Informati-
onsprozesse und -strukturen zwischen Verbrauchern und Repräsentanten optimiert werden 
sollten, um die obigen Probleme zu reduzieren.

Fallbeispiele und Reformmaßnahmen zur Repräsentation durch Interessengruppen

Das erste Beispiel zur Identifi zierung von Defi ziten in der Interessenrepräsentation vor 
allem durch Interessengruppen zeigt sich im aktuellen Entscheidungsprozess zur EU-
Geräusch richtlinie (Richtlinie 2000/14/EC). Durch diese werden seit einigen Jahren Stan-
dards und Kennzeichnungspfl ichten im Hinblick auf die Lärmemissionen von Geräten zum 
Außenge brauch, wie zum Beispiel Rasenmäher, Laubbläser oder Baumaschinen geregelt. 
Bei der Überarbeitung in der vergangenen Legislaturperiode der EU traten erhebliche In-
formations- und damit Legitimationsmängel in Bezug auf die Festlegung von Lärm- und 
Kennzeichnungs standards auf. Parallel zum intensiven Lobbying der Unternehmen bei der 
Europäischen Kommission wurden die Präferenzen der Konsumenten hinsichtlich einer 
veränderten Lärm regulierung über staatliche Stellen sowie über Verbraucherverbände in 
den Mitgliedsländern abgefragt. Äußerst problematisch war dabei, dass weder auf staat-
licher Ebene noch bei den befragten Organisationen und Verbänden eine systematische 
Datenerhebung auch nur ansatz weise vorhanden war (Dittrich et al. 2007: 40 f.). Bei dem 
zweifelsohne in der Bevölkerung vorhandenen Problembe wusstsein und der Relevanz der 
externen Effekte sollten die Informationsprozesse optimiert werden.17 So sollte den Insti-
tutionen, die aufgrund ihrer Arbeit in engem Kontakt mit den Problemen der Konsumenten 
sind, ein ökonomischer Anreiz zu einer diversifi zierten Daten erhebung – zum Beispiel zu 
Beschwerdehäufi gkeiten und Problemen in relevanten Markt segmenten – gegeben werden, 
was letztlich auch zu einer organisatorischen Stärkung führt. Auch wenn diese Informati-
onen unter der Restriktion der dargestellten Selbstselektion zu sehen sind und die Nutzen-
Kosten-Relation genauer zu prüfen ist, so sind dennoch entsprechende Umsetzungs pläne 
bei den Verbraucherzentralen prinzipiell zu begrüßen.18 Ergänzt werden sollte dieses kon-
tinuierliche Problemmonitoring im Bedarfs fall durch aktuelle Befragungen, wie dies un-
ten gezeigt wird. Solche aktuellen wie kontinuierlichen (im Rahmen ihrer Beratungsarbeit 
regelmäßig erhobenen) Daten werden, wie das Beispiel der Lärmrichtlinie zeigt, bereits 
standardisiert im Gesetzgebungsprozess benötigt; sie sind allerdings nicht adäquat ver-
fügbar. In Anbetracht der offensichtlich seitens der politischen Entscheidungsträger vor-
handenen Arglosigkeit gegenüber fehlenden Daten zur (Problem-)Evidenz auf Verbrau-
cherebene kann die Optimierung der Datenerfassung und -bereitstellung zumindest einen 
Ansatz zur Verringerung der Fehlinterpretation und Nicht repräsentation von Verbraucher-
interessen darstellen.

17 Vgl. beispielsweise als Indikator die durch das Umweltbundesamt (2008) durchgeführte Ermittlung der 
Lärmbelästigung der Bevölkerung, bei der Nachbarn als Geräuschquelle mit zweithöchster Relevanz angege-
ben wurden.
18 Vgl. Brief des BMELV an die Europäische Kommission im Rahmen der öffentlichen Konsultation zur 
harmoni sierten Erfassung von Verbraucherbe schwerden 2008, http://ec.europa.eu/consumers/consultations 
/complaints/national/germany.pdf 
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Eng verbunden mit dieser Maßnahme zur verbesserten Nutzung des Informationspoten-
tials von Verbraucherorganisationen ist auch die Prüfung der gesteigerten Integration 
basis demo kratischer Mechanismen im politischen Entscheidungsprozess. Diese Notwen-
digkeit resultiert aus dem Wunsch der Bürger nach mehr direkter Partizipation an poli-
tischen Entscheidungs fi ndungsprozessen, der aus verschiedenen empirischen Erhebungen 
gefolgert werden kann.19 Und wie neuere politikwissenschaftliche Beiträge unterstreichen 
(Janning 2004, Klintman 2009), zeigen partizipative Politikansätze zum Beispiel im Um-
weltbereich das Potential zu positiven Prozessen im Verbraucher schutz. Konkret sollten 
deshalb die internetbasierten Informations- und Kommunikationswege zur Konsultation 
von Verbrauchern genutzt werden, um das bereits von Stauss (1980: 132) kritisierte Ver-
schenken von Potential für Lösungs an sätze in komplexeren Märkten zu reduzieren.

Diese Ansätze der „E-Partizipation“ etablieren sich seit einiger Zeit auf kommunaler Ebe-
ne und zeichnen sich durch einen besonders geringen Aufwand für die Beteiligung von 
Bürgern an politischen Entscheidungsprozessen aus.20 Eine vielversprechende Maßnahme 
stellt dabei die Plattform VoicE dar, die Bürgern aus den Regionen Valencia und Baden-
Württemberg ermöglicht, sich mit konkreten in der EU beratenen Themen des Verbraucher-
schutzes auseinanderzusetzen (zum Beispiel die Sicherheit von Spielzeug), ihre Meinung 
zu äußern und sich untereinander und mit den Abgeordneten ihrer Region auszutauschen. 
Durch die Kombination aus einer aktuellen Themenorientierung, einer Reduzierung der 
Komplexität, einer regionalen Fokussierung und einer attraktiven interaktiven Gestaltung 
soll eine hohe Partizipation und diversifi zierte Nutzerstruktur erreicht werden (Holzner 
et al. 2008). Zusam men mit dem klaren Aufzeigen, wie die individuelle Beteiligung im 
Entscheidungsfi ndungs prozess Berücksichtigung fi ndet, werden mit diesem Konzept eini-
ge Probleme bisheriger Partizipationsmechanismen reduziert und eine hohe Relevanz des 
Informationsaustauschs und der Mitwirkungsmöglichkeiten erreicht (Dowe 2007). Dieses 
Konzept stellt keine alleinige problemfreie Lösung des Partizipationsproblems dar. Es ist 
jedoch, wie die relativ hohen Nutzungszahlen zeigen,21 eine relevante, zeitgemäße und 
sinn volle Ergänzung der vorhandenen begrenzten Möglichkeiten zur Berücksichtigung 
der Ver braucherpräferenzen in politischen Entscheidungsprozessen.

Als zweiter Ansatz der „Partizi pationschance“ (Stauss 1980) ist die 2008 in Baden-Würt-
temberg durchgeführte Verbraucher umfrage positiv hervorzuheben (Ministerium für Er-
nährung und Ländlichen Raum Baden-Württemberg (MLR) 2008). Diese ist eine sinnvolle 
Ergänzung zur amtlichen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, da Umfrage repräsen-
tative Mikrodaten zu den Präferenzen von Individuen hinsichtlich spezieller Konsument-
scheidungen liefert und zudem beispielsweise auch Auskunft gibt über den Kenntnisstand 
der Verbraucher zu bestimmten Verbraucherrechten und über das Problembewusstsein von 
Verbrauchern. In Analogie sollten auch für Repräsentanten der Verbraucher wie den vzbv 
die fi nanziellen Möglich keiten geschaffen werden, vermehrt das Instrument zur direkten 
Präferenzer mittlung zum Abbau des Identifi kationsproblems einzusetzen, wie dies bereits 
zum Beispiel in einer Studie zur Akzeptanz von Nanotechnologien in der Bevölkerung 

19 Für eine Zusammenfassung vgl. Dowe (2007: 195). Dies ist auch im Kontext der sich in den sinkenden 
Wahlbe teiligungen ausdrückenden Unzufriedenheit mit den Parteien und politischen Repräsentanten zu se-
hen.
20 Siehe der vermehrte Einsatz von Bürgerhaushalten – das heißt, der direkten Beteiligungsmöglichkeiten 
von Bürgern bei der Aufstellung von Kommunalhaushalten im Rahmen eines eigenständigen Diskussionspro-
zesses  – oder der Prozess der Lokalen Agenda 21 in vielen Kommunen (Bundeszentrale für politische Bildung 
2009).
21 Vgl. Interview mit der zuständigen Projektleiterin der Medien- und Filmgesellschaft Baden-Württemberg 
am 15.07.2009.
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erfolgt ist (vgl. Grobe et al. 2008). Letztlich steigt mit diesem evidenzbasierten Repräsen-
tationsansatz auch die Legitimation der Handlungs empfehlungen und damit tendenziell 
die Relevanz und Durchsetzungsfähigkeit.

Das zweite Fallbeispiel, bei dem ebenfalls durch die Verbraucherzentralen Präferenzen 
direkt erhoben wurden, zeigt jedoch, dass Befragungen nicht automatisch das Informa-
tionsproblem für die Repräsentanten lösen und zur Erfüllung des Legitimationstests bei-
tragen. So ist im Markt für Telekommunikations- und Internetdienstleistungen mit teils 
unfairen Vertrags- und Leistungsbedingungen (beispielsweise die sehr hohen Kosten der 
Servicehotlines) zu beobachten, dass die Konsumenten trotzdem genau diese Produkte 
nachfragen und damit diese Bedingungen akzeptieren. Daraus kann, wie Field (2008: 99) 
unterscheidet, entweder der Bedarf für einen stärkeren Schutz abgeleitet werden, da die 
Verbraucher nicht in der Lage sind, unfaire Bedingungen zu identifi zieren und zu bewer-
ten. Es kann andererseits auch gefolgert werden, dass die Konsumenten in Kenntnis dieser 
Bedingungen die Nutzen einbußen aus den akzeptierten Bestandteilen der Dienst leistung 
mit dem Nutzen aus dem günstigen Produkt insgesamt sowie den Opportunitätskosten 
einer weiteren Suche oder dem Nutzen aus Alternativen abwägen.

Aus diesem Entscheidungsproblem und der theoretischen Ableitung des Verbraucher-
interesses folgernd sollten Repräsentanten wie Verbraucher zentralen primär Forderungen 
zur Steigerung der Markttransparenz und Verbesserung der bedarfsgerechten Information 
artikulieren. Dies ist ein Beitrag zur Verhinderung der Gefahr von Marktversagen und 
wird von den Repräsentanten der Verbraucher in vielen Märkten auch vorrangig vertreten, 
wie die Forderung des vzbv zur Kennzeichnung von ESL-Milch zeigt. Die Forderung 
hingegen beispielsweise nach Service standards für die Kundenbetreuung bei Internetan-
schlüssen mag zwar zunächst populär sein, da Negativausreißer begrenzt werden. Ande-
rerseits sind damit höhere Kosten und möglicher weise höhere Preise ver bunden. Diese 
Mindestqualitätsstandards hinsichtlich dieses Produkt bestandteils stellen, sofern nicht eine 
Evidenz für die Akzeptanz höherer Preise vorliegt, einen weit über den Minimalkonsens 
der Verbraucherinteressen hinausgehenden Rahmen dar und damit eine nichtlegitimierte 
Interpretation und Repräsentation der Verbraucher interessen. Dieser Konfl ikt wurde auch 
nicht durch eine zu diesem Thema durchgeführte Befragung (vzbv 2008) behoben, da 
die-se rein problem-, aber nicht lösungsorientiert erfolgte. Es wurde zwar ein wichtiger 
Beitrag zur Erfassung der Probleme in diesem Markt geleistet (Problem orientierung), je-
doch das Ent scheidungskalkül der Konsumenten zwischen höherer Service qualität und 
höheren Kosten (Lösungsorientierung) weitgehend ausgeblendet. Damit wird die zentrale 
Bedeutung einer adäquaten Informations basis in Bezug auf die Verbraucherpräferenzen 
hinsichtlich der Lösungs optionen deutlich, was bei der zukünftigen Artikulation von Re-
gulierungsvorschlägen beachtet werden sollte.

Ausgehend von der oben dargelegten Principal-Agent-Theorie ist im Rahmen der Analyse 
der institutionellen Struktur und der Informationsprozesse abschließend zu untersuchen, 
inwiefern für die Interessenvertreter ein Anreiz besteht, diese Informationsquellen zu den 
individuellen Präferenzen zu nutzen und daran orientiert zu handeln. Diese Bewertung ist 
schwierig, da das Politikergebnis bei optimaler Repräsentation unbekannt ist und auch nur 
partiell auf die Repräsentation der Interessen zurückzuführen sein dürfte. Die kontinu-
ierlich guten Umfrage werte zumindest für die Verbraucherzentralen (MLR 2008) zeugen 
jedoch von ihrer hohen Reputation. Somit besteht aus ökonomischer Sicht für sie ein An-
reiz, diese auch für die Durchsetzungsfähigkeit wichtige Reputation zu erhalten und die 
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entsprechenden Instrumente zur Verbesserung der Informationsbasis zu nutzen. Weitere 
Anreize können aus einer möglichen Wettbewerbsintensivierung zwischen Verbraucher-
repräsentanten resultieren. So wäre in der weiteren Forschung interessant zu untersuchen, 
wie sich eine mögliche gesteigerte Konkurrenz zwischen spezialisierten Verbraucherver-
bänden mit überlappenden Kompetenz gebieten auf ihr Repräsentationsverhalten und das 
Bemühen um die Integration unter schiedlicher Präferenzen auswirkt.

Fazit4 

Die Defi nition des Verbraucherinteresses ist aus der ökonomischen Perspektive durch die 
Pluralität der Interessen geprägt. Im Rahmen einer ordnungspolitisch abgeleiteten Verbrau-
cherpolitik lässt allenfalls die Orientierung beispielsweise an den Werten der Verfas sung 
eine inhaltliche Spezifi zierung eines politischen Handlungsrahmens zu. Vor dem Hinter-
grund der gestiegenen Heterogenität der Präferenzen wurde herausgestellt, dass in einer 
Anmaßung der detaillierten, aber nicht verifi zierten Kenntnis des Verbraucherinteresses 
eine Gefahr der Fehlrepräsentation der Interessen liegt. Insgesamt ist eine selbstkritischere 
Auseinandersetzung mit der Ermittlung von Verbraucherinteressen und ihrer Umsetzung 
in verbraucherpolitisches Handeln wünschenswert, wie sie von Brobeck (2006) oder Bur-
ton (2006) vorgetragen wird.

Die Vertretung der Interessen der Verbraucher ist in Deutschland durch einen Institutionen-
mix gekennzeichnet, bei dem Verbraucherorganisationen eine zentrale Position einneh-
men. Deren Situation ist jedoch insbesondere bei einer Konkretisierung des abgeleiteten 
Minimal konsenses der Verbraucherinteressen durch ein Informationsproblem gekennzeich-
net. Der Blick der Arbeit fällt somit auf Maßnahmen, die ergänzend zu den vorhandenen 
Informationsquellen und -instrumenten zur Identifi zierung individueller Präferenzen und 
deren Integration in den politischen Entscheidungsprozess beitragen. Es ist somit verstärkt 
in der Praxis zu prüfen, wie mit interaktiven Partizipationsformen sowohl für den Staat 
wie auch für verbraucherpolitische Interessengruppen Informationsverbesserungen und 
Legitimations steigerungen erzielt werden können. Daneben stellen am Entscheidungskal-
kül der Konsumenten orientierte Befragungen unter Abwägung der  Kosten eine sinnvolle 
Maßnahme zur Optimierung der Informationsprozesse zwischen Individuen, Repräsen-
tanten und Ent scheidungsträgern dar. Diese Maßnahmen sollten auch von den Interes-
sengruppen der Verbraucher selbst eingefordert werden, um so die Entscheidungsgrund-
lage hinsichtlich der anzustrebenden verbraucherpolitischen Maßnahmen zu verbessern. 
Nur über die Reduktion des Informations problems kann eine legitimierte Repräsentation 
von Verbraucherinteressen und letztlich eine Gestaltung von verbraucherpolitischen In-
strumenten erreicht werden, die dazu beitragen könnte, die Gefahr des Paternalismus zu 
reduzieren.
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